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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 63. 


(Nr. 4805.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Greifenhagener Kreiſes im Betrage von 126,000 Thalern. Vom 
26. Oktober 1857. i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Greifenhagener Kreiſes auf dem 
Kreistage vom 25. April 1857. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung eines 
Oder⸗Uebergangsbaues und der damit zuſammenhaͤngenden Chauſſeen im Grei⸗ 
fenhagener Kreiſe erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger un⸗ 
kuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 126,000 Rthlrn. 
ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von 126,000 Rthlrn., in Buchſtaben: Einhundert ſechs und zwanzig tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 


Ye 32,000 Rthlr. à 1000 Rthlr., 

1 31,00 = 4 50 - 
42,000 K- 4 100 
14,000 = a 50 2 
10,00 ũ „ 25 


126,000 Nehlr. 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
5 fünf Prozent jahrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1859. ab mit wenigſtens jahrlich 
Einem Prozent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Jahrgang 1857. (Nr. 4805.) 119 Unſere 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1857. 
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Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Oktober 1857. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 
Obligation 
des Greifenhagener Kreiſes 


ten I 
ber Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unteren beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 


25. April 1857. wegen Aufnahme einer Schuld von 126,000 Rthlrn. bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Greifenhagener Kreiſes zur Ausführung des 
Oder⸗Uebergangsbaues und der damit zuſammenhaͤngenden Chauſſeen im Grei⸗ 
fenhagener Kreiſe Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, 
Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von. 
Thalern Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche fuͤr den 
Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die 
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Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 126,000 Rthlrn. geſchieht vom 
Jahre 1859, ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent jährlich unter Zuwachs der Zinſen von 
den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Til⸗ 
gungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1859. ab in dem Mo⸗ 
nate Dezember jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei „zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Stettin, der Haude- und Spenerſchen Zeitung zu 
Niete 10 einer zu Stettin erſcheinenden Zeitung und im Greifenhagener 

reisblatte. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute 
an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 


verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

11 5 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Greifenhagen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
ee Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


Die gekuͤndigten Rapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. §. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Greifenhagen. 


Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Be⸗ 
fiß der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der 9 0 der Betrag der 

(Fr. 4805.) 1 an⸗ 
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angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
aus gezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ſechs halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1860. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Rom⸗ 
munalkaſſe zu Greifenhagen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


ne Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


OL „den 
Die ſtändiſche Kommiſſion des Greifenhagener Kreiſes 


zur Ausführung des Oder⸗Uebergangsbaues und der damit 
zuſammenhängenden Chauſſeen im Greifenhagener Kreiſe. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Zins ⸗ Kupon 
zu der 


Kreis⸗Obligation des Greifenhagener Kreiſes 


EFB A A Thaler zu ..... Prozent Zinfen, 
Ber... Thaler ..... Silbergroſchen. 
eie erer lang gegen veſſen Nuccgabe am 
Der 18... und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obli⸗ 
1 8: Ha t „„ 15 
e EHB rl 


— — en 


— nen 
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mit (in Buchſtaben Thalern Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Greifenhagen. 
Se. den ben Die ‚Ans e u, 


Die ſtändiſche Kommiſſion des Greifenhagener Kreiſes 
zur Ausführung des Oder⸗Uebergangsbaues und der damit 
zuſammenhängenden Chauſſeen im Greifenhagener Kreiſe. 

Di insk i ültig, d 
Gebel acht DR e Joe ech 


der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Tal o n 


zur 


Kreis⸗Obligation des Greifenhagener Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Greifenhagener Kreiſes 


Latte! DE . uͤbenr Thaler a2 Prozent Zinſen 
die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18., bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Greifenhagen. 

9 8 Iden a e es. 


Die ſtändiſche Kommiſſion des Greifenhagener Kreiſes 
zur Ausführung des Oder-Uebergangsbaues und der damit 
zuſammenhängenden Chauſſeen im Greifenhagener Kreiſe. 


Gr. 48054806.) : (Nr. 4806.) 
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(Nr. 4806.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Oktober 1857., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Straßen von 
Reinberg auf der Greifswald-Stralſunder Staats⸗Chauſſee nach Stahl— 
brode und von der Triebſees-Grimmener Chauſſee bei Wendiſch-Baggen⸗ 
dorf nach Demmin. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Grimmen, im Regierungsbezirk Stralſund, beabſichtigten chauſſeemaͤßigen Aus⸗ 
bau der Straßen von Reinberg auf der Greifswald-Stralſunder Staats⸗ 
Chauſſee nach Stahlbrode und von der Triebſees-Grimmener Chauſſee bei 
Wendiſch⸗Baggendorf nach Demmin genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, 
daß das Expropriationsrecht für die zu den Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich beſtimme 
Ich, daß auf den genannten Chauſſeen das Chauſſeegeld nach den Beſtimmun⸗ 
gen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, erhoben 
werden ſoll. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die ge⸗ 
dachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 26. Oktober 1857. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4807.) 


—— 
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(Nr. 4807.) Statut für die Genoffenfchaft zur Entwaͤſſerung des Oſſiniec⸗Bruches, im 
Kreiſe Gneſen, Regierungsbezirk Bromberg. Vom 9. November 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des 
1 vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1853. Seite 182.), 
was folgt: 


H. 1, 


Die Beſitzer des im Gneſener Kreiſe belegenen, eirea 1069 Morgen 
großen Oſſiniee-Bruches, welche das Vermeſſungsregiſter des Feldmeſſers 
Huͤbner vom Auguſt 1856. nachweiſt, werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 
um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Entwaͤſſerung zu verbeſſern. Die Ge⸗ 
e hat Korporationsrecht und ihren Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte 
zu Gneſen. ö 


H. 2 


Die zur Ausführung der Entwaͤſſerung erforderlichen Hauptgraͤben wer- 
den auf Koſten der Genoſſenſchaft angelegt nach Maaßgabe des von der Re⸗ 
gierung in Bromberg bereits genehmigten Entwaͤſſerungsplanes, welcher in 
Streitfaͤllen bei der Ausfuͤhrung von der genannten Behoͤrde naͤher feſtzu⸗ 
ſtellen iſt. 


$. 3. 


Die Meliorations-⸗Intereſſenten geben der Regel nach das für die Haupt⸗ 
graͤben erforderliche Terrain unentgeltlich her, beſchaffen ſich auch die uͤber die⸗ 
ſelben nothwendigen Zugaͤnge innerhalb ihrer Plaͤne allein, gleichviel, ob die 
Plaͤne in dem Meliorationsterrain ſelbſt liegen oder nicht. Sollte der aus 
dieſer Beſtimmung dem Einzelnen erwachſende Nachtheil nicht durch die ihm 
verbleibende Grasnutzung an den Grabenraͤndern und durch die ſonſtigen aus 
dem Bau erwachſenden Vortheile genuͤgend aufgewogen werden, ſo iſt Ent— 
ſchaͤdigung zu gewaͤhren und dieſe Entſchaͤdigung in Streitfaͤllen ſchiedsrichterlich 
feſtzuſtellen (F. 11.). Fuͤr die etwanige Entſchaͤdigung der Nicht⸗Intereſſenten 
bleibt das Vorfluths-Edikt vom 15. November 1811; maaßgebend. 


H. 4. 


Soweit die Anlage auf gemeinſchaftliche Koſten hergeſtellt wird, ſoll ſie 
ebenſo unterhalten werden. 
(Nr. 4807.) H. 5. 


= AM > 


H. 5. 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lage werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen auf- 
gebracht und die etwanigen Streitigkeiten uͤber die Ausdehnung der betheiligten 
Flaͤchen von den Verwaltungsbehörden entſchieden. Zu den Koſten der Anlage 
werden auch die Koſten für die Vorarbeiten gerechnet, ſoweit fie von den ein⸗ 
zelnen Intereſſenten vorgeſchoſſen worden find, Die gemachten Vorſchuͤſſe wer⸗ 
den auf die zuerſt ausgeſchriebene Beitragsrate in Anrechnung gebracht. 


H. 6. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Landrath des Gneſener Kreiſes 
als Sozietaͤtsdirektor. Derſelbe fuͤhrt die Verwaltung nach den Beſtimmungen 
dieſes Statuts und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſen⸗ 
ſchaft in allen Angelegenheiten, dritten Perſonen und Behörden gegenuͤber, in 
und außer Gericht, wenn es noͤthig werden ſollte. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 
Plänen zu veranlaffen und dieſelben zu beauffichtigen; 


b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Saͤu⸗ 
migen event. durch adminiſtrative Exekution zur Kreis⸗Kommunalkaſſe ein⸗ 
zuziehen, die Zahlung auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwal⸗ 
tung zu revidiren; 


c) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 


In Behinderungsfaͤllen laͤßt der Landrath die Angelegenheiten der Ge- 
noſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu er⸗ 
nennenden Stellvertreter leiten. 


8 


Dem Sozietätsdireftor wird ein Vorſtand von vier Mitgliedern beige⸗ 
ordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozietaͤtsdirektors nach Stimmenmehr⸗ 
heit bindende Beſchluͤſſe für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in ſeiner Ge⸗ 
in pat zu unterſtuͤtzen und das Beſte der Sozietaͤt überall wahrzuneh⸗ 
men hat. 


Bei etwa vorkommender Stimmengleichheit giebt die Stimme des So— 
zietaͤtsdirektors den Ausſchlag. 


b. 8. 
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F. 8. 


Zwei Vorſtandsmitglieder werden von den baͤuerlichen Wirthen zu Szyt⸗ 
nik (Nr. 3. des Kataſters), die beiden anderen von den uͤbrigen Intereſſenten 
aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre erwaͤhlt. 5 


Die Wahlen werden von dem Landrathe geleitet. Bei der Wahl hat 
jedes Sozietaͤts mitglied, welches 5 bis 10 Morgen im Meliorationsterrain be⸗ 
ſitzt, Eine Stimme, wer 10 bis 20 Morgen beſitzt, zwei Stimmen, von 20 bis 
30 Morgen drei Stimmen u. ſ. w. Wer unter 3 Morgen beſitzt, ferner wer 
mit ſeinen Beitraͤgen im Ruͤckſtande iſt, und endlich wem die Ausuͤbung der 
buͤrgerlichen Ehrenrechte durch richterliches Erkenntniß unterſagt worden, iſt 
nicht ſtimmberechtigt. 


H. 9. 


Fuͤr jedes Vorſtandsmitglied wird nach den Beſtimmungen des H. 8. ein 
Stellvertreter gewaͤhlt, welcher in Behinderungsfaͤllen des Vorſtandsmitgliedes 
einzutreten hat. 


H. 10. 


Der Direktor und die Vorſtandsmitglieder, ſowie deren Stellvertreter, 
verwalten ihr Amt unentgeltlich; der erſtere hat nur auf Erſatz der baaren 
Auslagen Anſpruch. Jedes Sozietaͤtsmitglied iſt verpflichtet, die auf daſſelbe 
fallende Wahl anzunehmen. 


Der Vorſtand verſammelt ſich jaͤhrlich mindeſtens zwei Mal, im Fruͤh⸗ 
jahr und im Herbſte. 


§. 11. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über 
das Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und tiber beſondere, auf be⸗ 
ſonderen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden 
alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, oder die vor— 
gebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Befchwer: 
den von dem Soziekaͤtsdirektor in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterſucht 
und nach Mehrzahl der Stimmen entſchieden. Gegen die Entſcheidung ſteht 
jedem Theile der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, 
von Bekanntmachung des Beſcheides ab gerechnet, bei dem Landrathe ange⸗ 
meldet werden muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 


Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 
Jabrgang 1857. (Nr. 4807-4808.) 120 Das 
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Das Schiedsgericht beſteht aus zwei vom Vorſtande auf drei Jahre ge— 
wählten, bei der Melioration unbetheiligten Schiedsrichtern, und einem von der 
Regierung zu Bromberg beſtellten Obmann. 5 


H. 12. 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen, und 
wird das Oberaufſichtsrecht von der Regierung zu Bromberg und von dem 
Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeuͤbt nach Maaß⸗ 
gabe dieſes Statutes, uͤbrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


$. 13. 


Ohne landesherrliche Genehmigung darf keine Abaͤnderung des Statutes 
vorgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. November 1857. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
Simons. v. Manteuffel II. 


(Fr. 4808.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. November 1857., betreffend die Genehmigung der 
von dem Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen 
Zulaſſung der Emiſſion vierprozentiger Pfandbriefe. 


Au Ihren Bericht vom 29. Oktober d. J. will Ich dem von dem diesjaͤh⸗ 
rigen Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft gefaßten Beſchluſſe, wel⸗ 
cher woͤrtlich dahin lautet: 


Bei der Bepfandbriefung eines zum Kreditverbande der Weſtpreu⸗ 
ßiſchen Landſchaft gehoͤrigen Gutes ſteht dem Beſitzer die Wahl und die 
Beſtimmung Darüber zu, ob der Zinsfuß der auszufertigenden und auszu⸗ 

gebenden 
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gebenden Pfandbriefe, wie bisher, auf drei und ein halb Prozent, oder ob 
derſelbe auf vier Prozent geſtellt werden ſoll. Im letzteren Falle hat der 
Schuldner in den erſten zehn Jahren eine Jahreszahlung von fuͤnf Pro⸗ 
zent, nach zehn Jahren aber von vier und einem halben Prozent zu 
uͤbernehmen. 


Die Zinſenerſparniß der erſten fünf Jahre fließt in den Tilgungs⸗ 
fonds der Landſchaft (Landſchafts⸗Reglement vom 25. Juni 1851. Th. I. 
$$: 148—121,), diejenige der ferneren Jahre aber wird zinſenzinslich bis zur 
gaͤnzlichen Tilgung des bewilligten Darlehns, fuͤr jeden Schuldner abge⸗ 
ſondert, von der Landſchaft verwaltet. Auch auf die in letzter Art ange⸗ 
ſammelten Beſtaͤnde findet der . 121. Th. I. des Landſchafts⸗Reglements 
Anwendung. 


Die vierprozentigen Pfandbriefe werden ebenfalls mit Zinskupons 
verſehen; der Konvertirungsſtempel wird ihnen in den Worten: 


„dieſer Pfandbrief trägt vier Prozent Zinſen und kann von dem In⸗ 
haber nicht gekuͤndigt werden“ 


aufgedruckt, und es finden auf die Kapitalbriefe, die Zinskupons und die 
Amortiſationserſparniſſe alle die Beſtimmungen Anwendung, welche hin—⸗ 
ſichts der drei und ein halb prozentigen Pfandbriefe, der Kupons dazu 
und der Amortiſationserſparniſſe der Pfandbriefsſchuldner gelten. Die⸗ 
jenigen zum Zinsfuße von drei und ein halb Prozent bereits landſchaftlich 
ausgefertigten Pfandbriefe, welche noch nicht ausgereicht worden ſind, 
koͤnnen gegen Erſtattung der Koſten in vierprozentige Briefe ausgefertigt 
werden. Daſſelbe gilt von denjenigen drei und ein halb prozentigen Pfand⸗ 
briefen, welche auf die eigenen Guͤter der Gutsbeſitzer eingetragen ſind 
und in deren Beſitz ſich dieſe Gutsbeſitzer befinden. 


Meine landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 9. November 1857. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
Simons. v. Weſtphalen. 


An die Miniſter der Juſtiz und des Innern. 


(Nr. 48084809.) Fr. 4809.) 
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(Nr. 4809.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. November 1857., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen vom 19. Maͤrz 1856. an die Stadt⸗ 
gemeinde Olpe, Regierungsbezirks Arnsberg. 


Ai den Bericht vom 2. November d. J., deſſen Anlage zuruͤckfolgt, will 
Ich der Stadtgemeinde Olpe, im Regierungsbezirk Arnsberg, welche gegen⸗ 
waͤrtig mit Landgemeinden im Amtsverbande ſteht und nach den Vorſchriften 
der Landgemeinde⸗Ordnung für die Provinz Weſtphalen vom 19. März 1856. 
verwaltet wird, deren Antrage gemäß, die Staͤdte⸗Ordnung für die Provinz 
Weſtphalen vom 19. Maͤrz 1856. hierdurch verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 9. November 1857. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
Prinz von Preußen. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofhuchdruckerei 
(R. Decker). 


